
19. Beiblatt 

280/J Anfrage 

der Abg. 13 r u. n n er, Dr. Gor b ach und Genossen 

an den Bundesminister für soziale Verwaltung, 

betreffend. die Schaffung des neuen Ö:3 terreichischen Ärztegesetzes o 

-.-.-.-.-,,-.-
Seit zweieinhalb Jahren kämpft die Ärzteschaft um ein Bsterreichisches 

Ärztegesetzo Der Entwurf dazu wurde von ihr schon lä.ngst dem Ministeriwn 

für soziale Verwaltung unterbreitet. Aber immer wiedarwurde durch Abänderun­

gen des Ministeriums der Gesetzentwurf von der Behandlung im Nationalrat 

zurückgehalten. Die Äl"zteschaft hatte die Hoffnung, daß dieses Gesetz noch 

in dieser Sitzungsperiode in das Parlament kommen würde, doch hat auch der 

letzte Entwurf schon wieder naue Abänderungen erfahren, die für die Ärzt&­

schaft untragbar sind. 

SO 'gilt für den Ärzteastand Ende 1948 noch immer d:ie Reichsärzteordnung. 

und eine Ärztekammerwahl ist dadurch b:is heute unmöglich gemacht worden, während 

die anderen Berufsstände - Rechtsanwälte, Notare, Apotheker - ihre Gesetze be-

refts haben und deshalb auch Kammerwahlen durchführen konnten. Der Mangel 

einer gesetzlich entsprechend fundierten Standesvertretung macht sich für die 

Ärzte iwaer schwerer fühlbar. 

Die Geferttigten richten daher an den Herrn Bundesminister für soziale 

Verwaltung die 

A n f r_.~ g e : 

1. Ist dem Herrn Bundesminist"'r bekannt, daß die östarreichische 

Ärzteschaft dringendst die Neuregelung der ihrm Stand betreffenden Vorschrif­

ten verlangt? 
2. Wie lange gedenkt der Herr ]undasminister mit der Fertigstellung und 

Einbringung einer Regierungsvorlage zum neuen Ärztegesetz noch zuzuwarten? 

-.- ......... - ..... -.-
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